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Das Erweiterungsgeschehen 2014/15 blieb ohne eigene Höhepunkte. Die Reformprozesse 
in den Westbalkanländern waren schwunglos und minimal oder, wie in der Türkei, sogar 
rückläufig.  Das integrationspolitische  Umfeld ist  für  die Erweiterungsländer  schwierig: 
Deren EU-Nachbar Griechenland rutschte in eine gefährliche Staatskrise und Russland 
setzte seine Interventionen in der Ostukraine und sein Ziel der anhaltenden Destabilisie-
rung fort. Von den Erweiterungsländern haben sich nur Montenegro, Kosovo und Albanien 
den  Sanktionen  der  Europäischen  Union  gegenüber  Russland  angeschlossen.1 Der 
Ordnungszerfall in der südlichen Nachbarschaft rückt die Türkei mehr als strategischen 
Partner für die Stabilisierung der Region denn als potentielles EU-Mitglied in den Fokus. 
Bei stagnierenden Beitrittsverhandlungen nahm die wechselseitige Entfremdung zwischen 
Ankara und Brüssel weiter zu. Auch das schwache Wirtschaftswachstum in der Europäi-
schen Union entwickelt keine Zugkraft für die Westbalkanländer. Island, das bereits am 
stärksten wirtschaftlich integrierte und einzige demokratisch konsolidierte Land unter den 
Beitrittsländern, ist aus dem Verhandlungsprozess ausgestiegen. Die Europäische Union 
hat die Verhandlungen ausgesetzt, nachdem die isländische Regierung in einem Schreiben 
an die lettische Ratspräsidentschaft erklärte, dass sie keine Absicht habe, die Gespräche 
wieder aufzunehmen und sich nicht länger als Kandidat betrachte.2 Die Europäische Union 
wird mit Island vor allem im Kontext des Europäischen Wirtschaftsraums als Mitglied im 
Schengenraum und im Rahmen der Arktiskooperation die Beziehungen gestalten.3

Die  neue  Kommission  unter  Präsident  Jean-Claude  Juncker  propagiert  eine  niedrig 
profilierte Erweiterungspolitik. Dafür steht die Aussage Junckers, innerhalb der nächsten 
fünf Jahre werde die Europäische Union keine weiteren Staaten aufnehmen.4 So realistisch 
diese Einschätzung mit Blick auf den Grad der Beitrittsreife der Anwärter sein mag, so 
sehr wurde sie doch als unnötige Entmutigung der Kandidaten und überdies als program-
matische Festlegung verstanden, dass die Europäische Union auch ihrerseits nicht erwei-
tern wolle oder könne. Auch organisatorisch gibt es unter Juncker Neuerungen: Der Öster-
reicher  Johannes  Hahn,  kein  politisches  Schwergewicht,  ist  Kommissar  mit  doppelter 
Zuständigkeit für Europäische Nachbarschaftspolitik und – in dieser Reihenfolge – Erwei-
terungsverhandlungen. Er ist verantwortlich für die Weiterführung von laufenden Verhand-
lungen und die Unterstützung von Reformprozessen der  Beitrittskandidaten,  was einen 
technischen und zugleich engeren Aufgabenzuschnitt vermuten lässt.5 Ihm werden unter 

1 Tomasz Zornaczuk: Have your cake and eat it: The dilemma of Serbia’s relations with the EU and Russia,  
in: Bulletin, No. 39 (771), Polish Institute of International Affairs, 17.04.2015.

2 Europäische  Kommission:  European  Neighbourhood  Policy  and  Enlargement  Negotiations,  Iceland, 
abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/enlargement/countries/detailed-country-information/iceland/index_en. 
htm (letzter Zugriff: 21.07.2015).

3 Europäische Kommission: European Neighbourhood Policy, 2015.
4 Europäische Kommission: Press Release. The Juncker Commission: A strong and experienced team stand-

ing for change, IP/14/984, S. 2-3.
5 Europäisches Parlament: Opening statement by Johannes Hahn, Hearing European Parliament, 30.  Sep-

tember 2014.
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anderem folgende konkrete Aufgaben zugewiesen:6 die laufenden Beitrittsverhandlungen 
weiterzuführen,  dabei  zu  helfen,  Staaten  mit  einer  Beitrittsperspektive  auf  zukünftige 
Herausforderungen vorzubereiten und dabei zu unterstützen, demokratische und ökonomi-
schen Reformen umzusetzen, die Rechtstaatlichkeit zu achten, sowie Economic Gover-
nance und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und einen funktionierenden Verwaltungsappa-
rat zu entwickeln. Die alte Generaldirektion Erweiterung wurde in die entsprechend neu 
geschaffene  Generaldirektion  Nachbarschaftspolitik  und  Erweiterungsverhandlungen 
(NEAR) überführt. Der Rat für Allgemeine Angelegenheiten „leitet den Prozess zur Erwei-
terung der EU und die Beitrittsverhandlungen ein und überwacht sie“.7 Da der Vorsitz bei 
der rotierenden Ratspräsidentschaft liegt, wird die Rolle der Mitgliedstaaten in den Regie-
rungs- beziehungsweise Beitrittskonferenzen zusätzlich gestärkt.

Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union zur Erweiterung bleibt mehrheit-
lich skeptisch. Die jüngste Eurobarometer-Umfrage vom November 2014 zeigt, dass eine 
stabil große Mehrheit eine weitere Erweiterung ablehnt: 39 Prozent der EU-Bevölkerung 
sprachen sich dafür, jedoch 48 Prozent dagegen aus (minus 4 Prozent im Vergleich zum 
Herbst 2013).8 In der Gruppe der Erweiterungsgegner gab es nur leichte Veränderungen. 
Am stärksten ausgeprägt ist die Ablehnung in Deutschland (68 Prozent), Österreich (67 
Prozent), Frankreich (65 Prozent) und Belgien (60 Prozent). Mitgliedstaaten, deren Bevöl-
kerung eine Erweiterung unterstützen, schließen fast alle Länder der Erweiterungsrunden 
2004, 2007 und 2013 ein (bis auf Tschechien und Zypern), sowie Schweden und Spanien.

Die Erweiterungspolitik im Jahreszyklus – das Erweiterungspaket

Die  EU-Organe  befassten  sich  mit  Erweiterungsfragen  im  alljährlichen  Zyklus.  Zum 
Auftakt legte die Kommission im Oktober 2014 ihre Bestandsaufnahme und Vorschläge 
vor.  Dieses Erweiterungspaket enthält die Mitteilung zur Erweiterungsstrategie und den 
wichtigsten Herausforderungen 2014 bis 2015 sowie sieben länderspezifische Fortschritts-
berichte.9 Der Rat für Allgemeine Angelegenheiten stützte seine Schlussfolgerungen auf 
diese Referenzdokumente.10 Er bekräftigte die Grundüberzeugungen, wonach die Erweite-
rung eine europäische Schlüsselpolitik sei. Sie trage zu Frieden, Demokratie, Sicherheit 
und Wohlstand bei und müsse glaubwürdig und entlang den Prinzipien des 2006 erneuer-
ten Erweiterungskonsenses und seinen Schlussfolgerungen vom Dezember 2013 prakti-
ziert werden. Sein politisches Bekenntnis zur europäischen Perspektive der Westbalkan-
staaten  fiel  erneut  eindeutiger  aus  als  für  die  Türkei;11 eine  Annäherung  der  Türkei 
unterhalb der Mitgliedschaft wird von vielen bevorzugt.12 Zusätzlich verabschiedete das 
Europäische Parlament zwischen März und Juni 2015 Entschließungen zu den Fortschritts-

6 Jean-Claude Juncker: Mission Letter to Johannes Hahn, Brüssel, 1. November 2014.
7 Rat  der  Europäischen  Union:  Erweiterung  der  EU,  abrufbar  unter:  http://www.consilium.europa.eu/

de/policies/enlargement/ (letzter Zugriff: 14.07.2015).
8 Europäische Kommission: Standard Eurobarometer 82, Herbst 2014, Brüssel 2014, S.199-200. Vergleich 

zum Eurobarometer 81, Frühjahr 2014.
9 Europäische  Kommission:  Mitteilung.  Erweiterungsstrategie  und  wichtigste  Herausforderungen  2014-

2015, COM(2014) 700 final; Commission Staff Working Documents. 2014 Progress Reports: Albanien,  
Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Serbien, die ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien und Türkei, SWD(2014) 301-307 final. Siehe außerdem die Kurzinformationen: Memos zu den 
Fortschrittsberichten von Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Serbien, die ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien und Türkei, Memos/14/553-559.

10 Rat  der Europäischen Union:  Pressemitteilung.  3362. Tagung des Rates.  Allgemeine Angelegenheiten. 
Brüssel, 16. Dezember 2014, Dok. 16936/14, S. 7-20.

11 Rat der Europäischen Union: Pressemitteilung, Dezember 2014, Punkt 3.
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berichten für  die  betreffenden Länder.13 Der  Europäische  Rat  befasste  sich auf  seinen 
Sitzungen bis Mitte 2015 nicht wie sonst üblich mit den vom Rat gefassten Schlussfolge-
rungen zur Erweiterung und zum Prozess der Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
men (SAA).14 Die  Europäische  Kommission,  der  Rat  und  das  Europäische  Parlament 
bedienen sich der weitgehend standardisierten politischen Formeln, um die Anwärterländer 
hinsichtlich  ihrer  Fortschritte  im  Heranführungsprozess  und  der  Anforderungen  des 
Beitritts zu verorten. Sie tun dies in großem politischen Einvernehmen über die Grundsät-
ze der Erweiterungspolitik und unterscheiden sich allenfalls in Akzentsetzungen. Generell 
legen  die  Mitgliedstaaten  beziehungsweise  der  Rat  die  Kriterien  strikter  aus,  während 
Kommission und Europäisches Parlament Vorleistungen und Initiativen zur Beschleuni-
gung der Reform- und Verhandlungsprozesse ins Spiel bringen. Mit Blick auf die Konzep-
tualisierung und die Schwerpunkte der Erweiterungsverhandlungen wendet der Rat den 
von der Kommission unter José Manuel Barroso entwickelten Ansatz an. So soll zu einem 
frühen Zeitpunkt im Erweiterungsprozess ein Schwerpunkt auf Reformen in jenen Berei-
chen gelegt werden, die aus Sicht der Europäischen Union für die Beitrittsreife grundle-
gend sind und nach Aufnahme neuer Mitglieder eine funktionierende Europäische Union 
garantieren.15 Dadurch soll sowohl die Glaubwürdigkeit als auch die Transformationskraft 
der Erweiterungspolitik verbessert werden. Deshalb behandelt die Europäische Union drei 
ineinander  verwobene  Problemkomplexe  vorrangig:  Rechtstaatlichkeit,  wirtschaftliche 
Governance und die Reform der öffentlichen Verwaltung. Sie erwartet von den Erweite-
rungsländern, dass sie ihre Reformanstrengungen auf diese Herausforderungen ausrichten. 
Unschwer zu erkennen ist, dass den Reformprozessen vielerorts der Elan fehlt. Es ist nahe-
zu allein die Kommission, die versucht, das Momentum für Reformen zu generieren. Der 
Rat betont, dass die Schwerpunktsetzung nicht willkürlich sei, sondern mit den seit dem 
Gipfel von Kopenhagen etablierten Kriterien und Konditionalitätspolitiken übereinstimme. 
Die Schwerpunktsetzung ist wie folgt:16 Erstens schlägt die Kommission sechs zentrale 
Achsen vor, an denen sich die Reform der öffentlichen Verwaltung ausrichten soll, wird 
aber auch praktisch tätig, indem sie Sonderarbeitsgruppen für die Reform der öffentlichen 
Verwaltung mit Ländern des Westbalkans einrichtet. Da die Europäische Union sich auch 
auf Beitrittsverhandlungen mit dysfunktionalen oder fragilen Staaten eingelassen hat, muss 
sie auf diesem Wege erst die grundlegenden Bedingungen dafür schaffen, dass überhaupt 
erfolgreich über die Kapitel des Acquis verhandelt werden kann. Zweitens will die Euro-
päische  Union die  wirtschaftliche Steuerung und Wettbewerbsfähigkeit  verbessern.  Am 
Vorbild  der  EU-internen  Programmierungsverfahren  wie  dem  Europäischen  Semester 
orientiert, sollen die Erweiterungsländer jährlich nationale Wirtschaftsreformprogramme 

12 Yaşar  Aydın:  Beitritt  oder  nicht?  Die  Türkei  als  Thema  im  Europawahlkampf,  Europawahlblog, 
22.4.2014.

13 Europäisches Parlament: Entschließungen zur Erweiterung: zu den Fortschrittsberichten 2014 über Mon-
tenegro, B8-0211/2015; zum Prozess der europäischen Integration 2014 des Kosovo B8-0214/2015, beide 
am  2.  März  2015  in  Straßburg;  zum  Fortschrittsbericht  2014  über  Mazedonien,  P8_TA-
PROV(2015)0064, und Serbien, P8_TA-PROV(2015)0065, beide in Straßburg am 11. März 2015; zum 
Fortschrittsbericht 2014 über Albanien, B8-0358/2015, Straßburg, 22. April 2015; zum Fortschrittsbericht 
von  Bosnien und  Herzegowina,  P8_TA-PROV(2015)0182,  Straßburg,  30.  April  2015;  und  zum Fort-
schrittsbericht 2014 über die Türkei, P8_TA-PROV(2015)0228, Straßburg, 10. Juni 2015.

14 Rat  der  Europäischen  Union:  Council  conclusions  on  Enlargement  and  Stabilisation  and  Association 
Process, Brüssel, 16. Dezember 2014, Punkte 2,4-7.

15 Rat der Europäischen Union: Council conclusions, Dezember 2014, Punkt 3.
16 Zu erstens bis drittens siehe: Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 5-19.
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vorlegen und sich dem Monitoring und Bewertungszyklus der Europäischen Union unter-
ziehen. Die Programme sollen sowohl den makro- und finanzpolitischen Rahmen als auch 
Reformen in Sektoren wie Verkehr, Energie und Bildung umfassen. Für die Schlüsselvor-
haben sollen dann auch die Gelder des Instruments für Heranführungshilfe (IPA) aus dem 
EU-Budget eingesetzt werden. Die Kommission schlägt ausführliche Maßnahmen für die 
Verbesserung der regionalen Energie- und Verkehrsnetze vor. Im April 2015 einigten sich 
die Regierungschefs der Westbalkanländer inklusive Kosovo auf ein Projekt zur Herstel-
lung eines gemeinsamen Transportnetzwerkes.17 Allerdings bleibt die wirtschaftliche Lage 
in  den  Westbalkanländern  schlecht:  Die  Länder  sind  von  hohen  Arbeitslosenquoten 
geplagt, generieren mit unter 2 Prozent zu wenig Wachstum für Aufholprozesse und ziehen 
auch wegen unsicherer  Rahmenbedingungen nur wenig ausländische Investitionen an.18 
Der Abstand zum EU-Durchschnitt bei den Pro-Kopf-Einkommen (in Kaufkraftparitäten) 
bleibt sehr groß. Sie liegen im Westbalkan zwischen 29 Prozent in Bosnien und Herzego-
wina und 42 Prozent in Montenegro. Die Türkei steht mit 55 Prozent eindeutig an der 
Spitze. Mit der Türkei gibt es angesichts des höheren wirtschaftlichen Entwicklungsgrades 
einen hochrangigen Wirtschaftsdialog.19 Im August 2014 hatte die deutsche Bundeskanzle-
rin Angela Merkel eine inzwischen „Berlin-Prozess“ genannte Initiative ergriffen und die 
Westbalkanländer eingeladen, um anhand konkreter, auch regionaler Projekte über Refor-
men und die Beitrittsperspektive zu sprechen, aber auch über die Situation in der Ukraine 
und die Beziehungen zu Russland.20 Merkel wollte damit demonstrieren, dass die deutsche 
Regierung – entgegen latenten Zweifeln – für den Beitritt der Länder eintritt.21 Im Sommer 
2015 absolvierte sie zudem einen Kurzbesuch in Tirana, Belgrad und Sarajewo. Drittens 
will die Europäische Union die Rechtsstaatlichkeit und Grundfreiheiten in den Erweite-
rungsländern stärken. Im Mittelpunkt stehen wie seit Jahren die Unabhängigkeit der Justiz, 
die Bekämpfung der Korruption und organisierten Kriminalität, die Gewährleistung der 
Medienfreiheit und freien Meinungsäußerung. Die Europäische Union wendet seit 2012 
das neue Konzept für die Verhandlungskapitel „Justiz und Grundrechte“ (Kapitel 23) und 
„Recht,  Freiheit  und  Sicherheit“  (Kapitel  24)  an,22 weil  angesichts  der  strukturellen 
Probleme, der politischen Widerstände und der fundamentalen Bedeutung eines leistungs-
fähigen Rechtsstaats für die EU-Mitgliedschaft ein langer Zeitraum mit intensiver Befas-
sung nötig ist. 2014 wurde das neue Instrument zur Heranführungshilfe bereitgestellt, für 
das im Zeitraum 2014 bis 2020 11,7 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. Der Rat und die  

17 Europäische Kommission: Statement. Western Balkans 6 meeting in Brussels, Statement/15/4826.
18 The Economist: Europe Economy: Why are the western Balkans lagging behind?, 24.03.2015.
19 Europäische Kommission: Statement.  EU-Turkey: Commissioner Hahn committed to moving relations 

forward, Statement/14/1645.
20 Auswärtiges  Amt:  Western  Balkans  Conference  in  Berlin:  Commitment  to  the  European  perspective,

29. August 2014, abrufbar unter: http://www.auswaertiges-amt.de/EN/Europa/WestlicherBalkan/Aktuelle-
Artikel/140828_Westbalkankonferenz.html (letzter Zugriff: 07.07.2015).

21 Bundesregierung der  Bundesrepublik Deutschland:  EU-Perspektive  für  Westbalkanstaaten,  28.  August  
2014,  abrufbar  unter:  http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/08/2014-08-28-westbal-
kankonferenz.html (letzter Zugriff: 07.07.2015).

22 Nach dem neuen Konzept sollen die Kapitel zu einem frühen Zeitpunkt geöffnet und erst am Ende ge-
schlossen werden, um möglichst solide Erfolge zu erzielen. Des Weiteren soll die Europäische Union den 
jeweiligen Staaten eine umfangreiche Orientierungshilfe für Reformaktionspläne bieten. Zudem werden 
Zwischenkriterien eingeführt; Kriterien für den Verhandlungsschluss werden hingegen erst nach sichtba -
ren Fortschritten formuliert. Weitere Punkte sind die Einführung von Schutz- und Korrekturmaßnahmen 
und die Sicherstellung von Transparenz und Teilhabe während des Prozesses, vgl. Europäische Kommissi-
on: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S.15.
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Kommission heben hervor,  wie wichtig die regionale Zusammenarbeit  und gutnachbar-
schaftliche  Beziehungen unter  den Westbalkanstaaten  für  ihre  jeweilige  wirtschaftliche 
Entwicklung und Stabilität seien. Vor allem geht es dabei um den ungelösten Streit über  
den Namen des mazedonischen Staats und die Beziehungen zwischen Serbien und Koso-
vo. In Bosnien und Herzegowina blockieren Statusfragen und Streitigkeiten zwischen den 
ethnischen  Gruppen  eine  Konsolidierung  des  politischen  Systems.  Der  Rat  und  die 
Kommission  drängen erfolglos  darauf,  dass  bilaterale  Streitigkeiten  zwischen  Erweite-
rungs-  und  EU-Kandidaten  frühzeitig  geregelt  werden,  um  den  Beitrittsprozess  nicht 
aufzuhalten. Die Europäische Union unterstützt EU-Projekte und Initiativen wie RECOM, 
die Regionalkommission für Wahrheitsfindung und Aufrichtigkeit, in Bezug auf Kriegsver-
brechen und schwere  Verstöße  gegen die Menschenrechte im ehemaligen Jugoslawien. 
Ferner tragen regionale Kooperationsinitiativen wie der Südosteuropäische Kooperations-
prozess, der Regionale Kooperationsrat und die Mitteleuropäische Freihandelszone dazu 
bei, die Integration der Westbalkanländer und ihre Verflechtung zu fördern. Eine Beson-
derheit  bleibt  die  Verknüpfung  des  Erweiterungsprozesses  im  Heranführungs-  und 
Verhandlungsstadium mit dem Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess für die Westbalk-
anländer. Zur Konfliktlösung zwischen Serbien und Kosovo wurden mit beiden Ländern 
hochrangige Dialoge geführt.23 Die Kommission schlägt vor, den bilateralen außenpoliti-
schen Dialog mit allen Erweiterungsländern zu intensivieren.24 Mit Albanien kam es zu 
mehreren Treffen auf hochrangiger Ebene, um an den notwendigen Reformen hin zum EU-
Beitritt zu arbeiten.25 Kommissar Hahn bereiste teils mehrfach alle Erweiterungsländer seit 
seinem Amtsantritt.  Federica  Mogherini,  Hohe  Vertreterin  der  Union  für  Außen-  und 
Sicherheitspolitik, führte Gespräche in Serbien, Bosnien und Herzegowina sowie Kosovo.

Laufende Beitrittsverhandlungen

Unter italienischer und lettischer Präsidentschaft hielt die Europäische Union Beitrittskon-
ferenzen mit Montenegro, jedoch keine mit der Türkei oder Serbien ab.26 Da die Verhand-
lungen mit Island ausgesetzt worden sind und der Beitrittsprozess mit Mazedonien von 
Griechenland aufgehalten wird, finden derzeit Verhandlungen nur mit drei Ländern statt.

Die Verhandlungen mit  der  Türkei stagnieren.  Daran hat  auch die EU-Strategie der 
türkischen Regierung vom September 2014 und die Veränderungen im Führungspersonal 
auf beiden Seiten nichts geändert.27 Es wurde seit 2013 kein zusätzliches Kapitel geöffnet 
und es bleibt somit bei 14 geöffneten und einem vorläufig geschlossenen Kapitel. Zudem 
sind  acht  Kapitel  durch  einen  Ratsbeschluss  eingefroren,  weitere  neun  werden  durch 
Frankreich beziehungsweise Zypern blockiert.28 Im Mai 2015 verkündete der  Assoziie-

23 Europäischer Auswärtiger Dienst: Press Release. High Representative/ Vice-President Federica Mogherini 
to visit Belgrade and Pristina, Brüssel, 20. März 2015.

24 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S.22, Punkt 6.
25 Hier fand im März 2015 bereits der fünfte hochrangige Dialog statt. Europäische Kommission: News. 5th 

High Level Dialogue, Brüssel, 24. März 2015. 
26 Am 24. Juni 2014 und am 16. Dezember 2014 auf Ministerialebene und am 30. März 2015 auf Stellver-

treterebene. Treffen der Stabilisierungs- und Assoziierungsräte beziehungsweise des Assoziierungsrates 
(Türkei) fanden statt mit Mazedonien (23. Juli 2014), Serbien (17. Dezember 2014), Albanien (18. Mai 
2015), Türkei (17. Mai 2015), Montenegro (24. Juni 2014).

27 Die türkische Regierung wurde nach der Wahl von Premierminister Erdoğan zum Staatspräsidenten im 
August 2014 umgebildet. Ahmet Davutoglu löste Erdoğan als Regierungschef ab. Chefverhandlungspart-
ner mit der Europäischen Union wurde Volkan Bozkir.

28 Republic  of  Turkey,  Ministry  of  Foreign  Affairs:  Turkey-EU  Relations,  abrufbar  unter:  http://bit.ly/
1AOpCST (letzter Zugriff: 14.07.2015).
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rungsrat, dass das Kapitel zur Wirtschafts- und Währungsunion bald eröffnet werden soll. 
Innenpolitisch  entfernt  sich  die  Türkei  immer  weiter  vom Profil  eines  künftigen  EU-
Mitglieds,  doch das Interesse der  Europäischen Union an der Türkei  als „strategischer 
Partner“29 in der Außen- und Sicherheitspolitik wächst proportional zum Konfliktgrad in 
der Levante. Diese Grundspannung spiegeln der Fortschrittsbericht der Kommission und 
die  Schlussfolgerungen  des  Rats  der  Europäischen  Union  wider.  Beide  äußerten  sich 
besorgt  über die fortgesetzten Einschränkungen der Grundfreiheiten.30 Die Kommission 
und das Europäische Parlament monieren die extreme politische Polarisierung im Land 
und die Marginalisierung und Repression von Akteuren der Zivilgesellschaft. Der Rat sieht 
diese als legitime Stakeholder im politischen Prozess an, die Unterstützung verdienen.31 Es 
mangelt  nicht  an Appellen an die  Türkei,  dass  die  Europäische Union für  Ankara  der 
Anker für politische und wirtschaftliche Reformen bleiben solle. Allerdings arbeitet die 
Türkei  nicht  entlang  dem  von  Brüssel  gesetzten  Forderungsrahmen  (Benchmarks, 
Verhandlungsrahmen)  und der  vertraglichen Verpflichtungen aus dem Assoziierungsab-
kommen. Damit ist besonders die Nichtdiskriminierung Zyperns durch Ankara gemeint. 
Andererseits begrüßt die Europäische Union, dass Ankara die Aufnahme von Verhandlun-
gen zwischen den Vertretern der griechisch-zyprischen und türkisch-zyprischen Gemein-
schaften zur Lösung der Zypernfrage unter der Ägide der Vereinten Nationen unterstützt.32 
Besonders lobt die Europäische Union die humanitäre Unterstützung, die die Türkei weit 
mehr als einer Million (!) von Flüchtlingen aus dem Bürgerkriegsland Syrien und dem Irak 
gewährt.33 Andererseits stieß die ambivalente Haltung der Türkei gegenüber der Bekämp-
fung des Islamischen Staats und Dschihadisten auf massive Kritik in EU-Mitgliedstaaten.34 
Dass sich die türkische Außenpolitik in ihrer nahöstlichen Nachbarschaft vom Acquis der 
Europäischen Union unterscheidet, deutet der Rat an, wenn er die Türkei auffordert, ihre 
Außenpolitik komplementär und in Abstimmung mit der Europäischen Union zu entwi-
ckeln und sich so schrittweise EU-Politiken und -Positionen anzuschließen.35 Dessen unge-
achtet bleibt die Türkei eine wichtige Drehscheibe für die Energieversorgungssicherheit 
von EU-Ländern.36 Erneut haben weder Kommission noch Rat eine explizite Einschätzung 
gegeben, ob die Türkei die politischen Kriterien noch in ausreichendem Maße erfüllt. Die 
Kommission  spricht  in  der  Erweiterungsstrategie  von  einem  "sehr  gemischten  Bild" 
bezüglich der politischen Kriterien.37 Es gab auch Fortschritte in der Türkei zu verzeich-
nen, so das Inkrafttreten des Rückübernahmeabkommens am 1. Oktober 2014. Ebenfalls 
im Oktober veröffentlichte die Kommission den ersten Bericht über die „Erfüllung der 
Vorgaben des Fahrplans zur Visaliberalisierung“.38 Die Kommission stuft die Türkei als 
funktionierende Marktwirtschaft ein, die mittelfristig dem Wettbewerbsdruck standhalten 

29 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 32, Punkt 48; Rat der Europäischen 
Union: Council conclusions, Dezember 2014, S. 3, Punkt 15.

30 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 34, Punkt 52; Rat der Europäischen 
Union: Council conclusions, Dezember 2014, S. 5, Punkt 20.

31 Rat der Europäischen Union: Council conclusions, Dezember 2014, S. 5, Punkt 20.
32 Rat der Europäischen Union: Council conclusions, Dezember 2014, S. 6, Punkt 24.
33 Rat der Europäischen Union, Council conclusions, Dezember 2014, S. 4, Punkt 16.
34 The  Economist:  Turkey  and  Europe,  Problems  with  neighbours,  01.11.2014;  Guido  Steinberg:  Eine  

tschetschenische al-Qaida?, in: SWP Aktuell, 2014/A 40, S. 8.
35 Rat der Europäischen Union: Council Conclusions, Dezember 2014, S. 7, Punkt 16.
36 Rat der Europäischen Union: Council Conclusions, Dezember 2014, S. 7, Punkt 16.
37 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 55.
38 Europäische Kommission: Pressemitteilung: Europäische Kommission bewertet Fortschritte der Türkei im Rah -

men des Visadialogs, Brüssel, 20. Oktober 2014.
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dürfte. Bei der Übernahme des Acquis konstatiert die Kommission trotz des Flüchtlingszu-
laufs Fortschritte unter anderem bei Migration und Asylpolitik. Das Europäische Parla-
ment hat mit einiger Verspätung eine Resolution zum Fortschrittsbericht für die Türkei 
vorgelegt und darin die Parlamentswahlen vom Juni 2015 als „die integrativsten und reprä-
sentativsten in der modernen Geschichte der Türkei“39 gelobt. Es knüpft daran die Hoff-
nung, dass der Demokratisierungsprozess und Reformdialog belebt werde.

Mit  Montenegro kamen die im Juni 2012 eröffneten Verhandlungen weiterhin zügig 
voran. Unter italienischer und lettischer Ratspräsidentschaft wurden sechs Kapitel geöffnet 
(damit insgesamt 18). Es handelt sich um die Kapitel „Steuern“, „Statistik“, „Verbraucher-
schutz  und  Gesundheitsschutz“,  „Zollunion“,  „Außenbeziehungen“  und  „Finanz-  und 
Haushaltsbestimmungen“. Kein weiteres Kapitel wurde vorläufig geschlossen (bisher 2). 
Die Europäische Union wendet das neue Konzept für die Kapitel „Justiz und Grundrechte“ 
sowie „Recht, Freiheit und Sicherheit“ an.40 Allein für diese beiden Kapitel wurden 84 
Zwischenkriterien erstellt. Der Rat insistiert darauf, gerade auf den Feldern der Rechts-
staatlichkeit und der Grundrechte sowie beim Ausbau der Verwaltungskapazitäten anhal-
tende Verbesserungen zu erzielen und nennt besonders die Korruption in hohen Kreisen 
als  Defizit.41 Aus  Sicht  der  Kommission  erfüllt  Montenegro  weiterhin  die  politischen 
Kriterien für die EU-Mitgliedschaft in „ausreichendem Maße“42 und kommt in Richtung 
einer funktionierenden Marktwirtschaft voran. Sie erkennt die aktive Rolle Montenegros in 
der regionalen Zusammenarbeit an und nennt dafür die Paraphierung des Grenzabkom-
mens  mit  Bosnien  und  Herzegowina.  Bei  der  Übernahme  des  Acquis,  vor  allem der 
Rechtsangleichung, registriert die Kommission uneinheitliche Fortschritte. Das System der 
Benchmarks mit Zwischen- und Abschlusskriterien scheint bei Montenegro zu greifen und 
die nächsten Reformschritte sektoral und horizontal vorzuzeichnen. 

Die Kommission stellt in ihrem Screening fest, dass  Serbien nach wie vor die politi-
schen Kriterien in ausreichendem Maß erfülle.43 Die Eröffnung des ersten Verhandlungs-
kapitels stehe aber noch aus. Die erste Regierungskonferenz hatte im Januar 2014 statt-
gefunden.  Kommission  und  Rat  loben  vor  allem die  Fortschritte  bei  der  Reform der 
öffentlichen Verwaltung. Allerdings dürften „glaubwürdige und umfassende Aktionsplä-
ne“44 für die Kapitel 23 und 24 entscheidend sein für die nächste Etappe. Die Kommission 
kritisiert, dass der Normalisierungsprozess mit Kosovo nur langsam vorankomme. Davon 
abgesehen konstatiert die Kommission eine konstruktive Rolle bei der regionalen Koope-
ration und eine wesentliche Verbesserung der Beziehungen zu den Nachbarn. Wie im Jahr 
zuvor sieht die Kommission nur begrenzte Fortschritte Serbiens, um die wirtschaftlichen 
Kriterien  (funktionierende  Marktwirtschaft  und  Wettbewerbsfähigkeit)  zu  erfüllen.  Zu 
viele makroökonomische wie sektorale Strukturreformen stehen aus. Ein Aufwärtstrend ist 
bei der Übernahme des rechtlichen Acquis zu verzeichnen. Das gilt nicht für die Annähe-
rung und Angleichung an den außenpolitischen Acquis, etwa in der Russland- und Ukrai-
nepolitik der Europäischen Union. Die Europäische Union erfüllt es mit Sorge, dass Russ-
land versucht, seinen Einfluss auf dem Balkan, besonders im Schlüsselland Serbien, zu 

39 Europäisches Parlament: Entschließung zum Fortschrittsbericht über die Türkei, Punkt 4; Max Brandt: 
Unerlässlich, dynamisch, ratlos, IPG-Journal, Internationale Politik und Gesellschaft, Berlin, 1. Juni 2015. 

40 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 14.
41 Rat der Europäischen Union: Council conclusions, Dezember 2014, S. 12-13, Punkte 25-28.
42 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 37.
43 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 40.
44 Europäische Kommission: Erweiterungsstrategie 2014-2015, 2014, S. 41.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2015 527



Die Erweiterung der Europäischen Union

verstärken.45 Hebel bzw. Anknüpfungspunkte sind die Energieabhängigkeit, die Unterstüt-
zung der serbischen Minderheiten in Bosnien und Herzegowina und die Position Belgrads 
zu Kosovo (vor allem über den VN-Sicherheitsrat) sowie die gesellschaftlich-kulturelle 
Nähe zwischen Serbien und Russland, die sich auch in der starken Medienpräsenz Russ-
lands in Serbien niederschlägt. Der bilaterale Handel mit Russland ist allerdings schwach. 
Das Europäische Parlament würdigt die Fortschritte Serbiens, mahnt aber unter anderem 
ein stärkeres Alignment mit den außen- und sicherheitspolitischen Positionen der Europäi-
schen Union an und bedauert,  dass das Land die Sanktionspolitik gegenüber Russland 
nicht  mitträgt.46 Serbien betreibt  eine doppelgleisige Politik  der  Beitrittsverhandlungen 
einerseits und engen Beziehungen zu Russland andererseits, wie der Besuch Putins anläss-
lich des 70. Jahrestages der Befreiung Belgrads im Herbst 2014 zeigte.47

Den Kandidatenstatus halten unverändert seit 2005 Mazedonien und seit 2014 Albani-
en.48 Im Oktober 2014 empfahl die Kommission dem Rat zum sechsten Mal in Folge, die 
Verhandlungen mit Mazedonien zu eröffnen, und zwar trotz der Rückschritte der letzten 
Monate und Jahre.  Der Beitrittsprozess befindet sich wegen des Namensstreits in einer 
Sackgasse und der Rat fordert, die langandauernden (19 Jahre!) Diskussionen unverzüg-
lich zu einem definitiven Ergebnis zu bringen. Mazedonien erfüllt, wie Kommission und 
Rat einhellig befinden, die politischen Kriterien insgesamt in ausreichendem Maße.49 Der 
Rat erklärt, jederzeit bereit zu sein, die Verhandlungen im Laufe von 2015 zu eröffnen, 
sobald eine Lösung gefunden wurde. Wie ein Jahr zuvor fordert auch das Europäische 
Parlament den Rat auf, unverzüglich ein Datum für den Verhandlungsbeginn festzulegen. 
Davon abgesehen hat sich die innenpolitische Lage in Mazedonien 2015 verschärft und 
die Konfrontation zwischen den albanischen und slawischen Volksgruppen angeheizt. Die 
Kommission hat recht spät versucht, zu vermitteln und zu deeskalieren.50 Die politische 
Krise überschattet die guten Ansätze und Fortschritte bei der Erfüllung der wirtschaftli-
chen Kriterien. Im Fortschrittsbericht konstatierte die Kommission, dass Albanien bei der 
Erfüllung der politischen Kriterien weiter vorangekommen sei.51 Wenn es die Anstrengun-
gen beschleunige, solle das Land mittelfristig in der Lage sein, die wirtschaftlichen Kriteri-
en zu erfüllen. Die Rechtsangleichung und Übernahme des Acquis wird bislang vor allem 
von der Umsetzung des SAA bestimmt. Von einer Eröffnung der Beitrittsverhandlungen ist 
noch keine Rede. Das Europäische Parlament zeigte sich besorgt über die „fortlaufende 
und anhaltende politische Polarisierung in Albanien, die die weiteren Bemühungen um die 
EU-Integration gefährden könnte“.52
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